Sachverhalt B:
Der 24-jährige Artur K. und sein 23-jähriger Freund Hannes M. geraten am Abend des 15. Mai 2026 vor einer Diskothek mit dem 25-jährigen Ole P.  in Streit. Hintergrund ist, dass Ole zuvor die Schwester des Artur beleidigt hatte. Dieser beschließt daraufhin, Ole „eine ordentliche Abreibung zu verpassen“. Hannes weiß von diesem Vorhaben. Er ist sich bewusst, dass Artur Körperliche Gewalt einsetzen will und erklärt sich bereit, diese zu unterstützen. Zu diesem Zweck holt Hannes, aus seinem Auto, einen schweren Metallstock und übergibt dieses an Artur. Dabei erkennt Hannes, dass der Einsatz des Stocks erhebliche Verletzungen verursachen kann. Er nimmt zumindest billigend in Kauf, dass Ole durch den Einsatz des Stocks verletzt werden könnte. Als dieser die Diskothek verlässt, stellt sich Artur ihm in den Weg. Er fordert Ole auf, sich zu entschuldigen. Als der dies ablehnt und sich entfernen möchte, schlägt Artur ihm mit dem übergebenen Metallstock mit erheblicher Wucht gegen den Kopf. Daraufhin geht Ole zu Boden. Gezielt schlägt Artur anschließend noch zweimal gegen das rechte Bein des am Boden liegenden Ole. Der erleidet unter anderem einen komplizierten Bruch des rechten Oberschenkels. Trotz einer sofortigen Operation bleiben erhebliche Bewegungseinschränkung des Beines zurück. Nach ärztlicher Einschätzung wird die Gebrauchsfähigkeit seines rechten Beines dauerhaft erheblich beeinträchtigt sein. Als die Polizei eintraf, waren beide Verursacher bereits weg. Aufgrund der Personenbeschreibungen, konnte die Polizei die beiden schnell ausfindig machen und nahm sie, in dem Auto von Hannes, vorerst fest. 
1. Prüfen Sie ob sich Artur K. einer schweren Körperverletzung gem. § 226 Abs. 1 Nr. 2 StGB strafbar gemacht hat. Nutzen Sie ihr Prüfungsschema!
2. Geben Sie die Täterschaft und Teilnahme in diesem Fall wieder. Nehmen Sie Bezug auf die Rechtsnorm.		
3. Was für Ermittlungsmaßnahmen können bei der Festnahme getroffen werden? 
Das Ermittlungsverfahren wird gegen beide, unter dem Aktenzeichen: 233 Js 5/26 geführt. Die Ermittlungsbehörde erhebt Anklage vor dem Schöffengericht. Die Akte geht bei Ihnen auf der Geschäftsstelle beim Amtsgericht ein.
4. Geben Sie die Ermittlungsbehörde an.
5. Aufgrund welcher gesetzlichen Grundlage wird Anklage erhoben?
6. Wie ist die Zuständigkeit des Schöffengerichtes begründet? Nutzen Sie die Rechtsnorm!
7. Bearbeiten Sie die eingehende Akte.
8. Welche Verfügung trifft der Richter nach erstmaliger Vorlage und warum?
Während der Richter hinreichenden Tatverdacht feststellt, trudelt jedoch ein Rückbrief von Hannes ein. Ole möchte gerne dem Verfahren beiwohnen und sein Recht auf Schmerzensgeld wahrnehmen.
9. Bearbeiten Sie den Rückbrief! 
a. Welche Maßnahme würde sich bei einem negativen Ergebnis lohnen? Begründen Sie mithilfe der Rechtsnorm! (Hinweis: Hier ist nicht die HE gesucht!)
10. Welche Möglichkeit hat Ole, seine Rechte wahrzunehmen? Geben Sie diese mithilfe der Rechtsnorm an. 		
Nach entsprechendem Antrag, kann Ole nun dem Verfahren beiwohnen. In diesem wurde Hauptverhandlungstermin auf den 31.08.2026 anberaumt, zu diesem Artur und Hannes als Angeklagte sowie Ole, die Schwester von Artur und ein Polizeibeamter als Zeugen geladen wurden.
11. Geben Sie mithilfe der Rechtsnorm die Ladungsfrist wieder.
12. Nennen Sie alle der Ihnen bekannten Beweismittel des Strafprozesses!
13. Geben Sie mithilfe der Rechtsnorm, die Zeugenbelehrungen wieder, welche die jeweiligen Zeugen erhalten.
14. Wer unterschreibt das Protokoll?
15. Worin unterscheidet sich die Protokollführung des Amtsgerichtes mit der vom Landgericht? (Maximal fünf Sätze)








In der Folge ergeht folgendes Urteil:
Der Angeklagte Artur K. wird wegen schwerer Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren verurteilt. Der Angeklagte Hannes M. wird wegen Beihilfe zur schweren Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren verurteilt, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wird. 
Der Adhäsionsbeklagte (Artur K.) wird verurteilt, an den Adhäsionskläger, eine Summe von 10.000 EUR Schmerzensgeld zu zahlen. 
Der Streitwert wird auf 15.000 EUR festgesetzt.
B. u. v.
1. Die Bewährungszeit beträgt fünf Jahre.
2. Der Angeklagten wird für die Dauer der Bewährung, der Aufsicht und Leitung eines Hauptamtlichen Bewährungshelfer unterstellt.
16. Geben Sie an, wer Rechtsmittelberechtigt ist, welches Rechtsmittel zulässig ist, sowie die Frist des jeweiligen Rechtsmittels.
Gehen Sie davon aus, dass Hannes M. erneut am 04.09.2026 eine Straftat begeht.
17. Begründen Sie mithilfe der Rechtsnorm die Entscheidung, welche im Bewährungsverfahren nun ergeht.
